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1. Ausgangslage  

Freie und vielfältige Medien sind essenziell für die Demokratie. Daran ändern auch die Entwicklung neuer 

Technologien, wie die (generative) Künstliche Intelligenz (KI), nichts. Nur durch vielfältige Medien können 

Bürgerinnen und Bürger frei ihre Meinung bilden und am gesellschaftlichen Diskurs teilhaben. Daher 

stellen potenziell vielfaltsverengende Technologien nicht nur eine abstrakte, sondern konkrete Gefahr für 

die Medien- und Meinungsvielfalt dar. Entsprechend darf auch der Einsatz von KI nicht das 

medienrechtlich übergeordnete Ziel der Vielfaltssicherung beeinträchtigen. Dabei geht es nicht nur um die 

Vielzahl der Meinungen, Perspektiven und Informationen, sondern insbesondere um das Sichtbarmachen 

dieser. Soweit die Auffindbarkeit und dadurch unmittelbar auch die (wirtschaftliche) Existenz von kleineren 

und lokalen Medien aufgrund der Implementierung von Elementen generativer KI gefährdet ist, könnte 

dies negative Auswirkungen auf die Medienvielfalt insgesamt haben. 

Die Landesanstalt für Medien NRW ist als eine von 14 staatsfernen Medienanstalten u.a. dafür zuständig, 

dass die mediale Meinungsbildung auch in Zukunft und bei sich wandelnder Technologie frei, unabhängig 

und vielfältig stattfinden kann. Dazu muss beim Einsatz von KI die Perspektivenvielfalt gewahrt werden. 

Darüber hinaus ist bei KI-generierten Inhalten aufgrund der sog. Halluzinationen sowie des Rückgriffs auf 

fehlerhafte Quellen die Gefahr der Verbreitung von Falschinformationen besonders groß. Da sich viele 

Nutzer auf die KI-Antwort als ihre primäre Informationsquelle verlassen und die schnelle und einfache 

Darstellung in den KI-Übersichten nicht hinterfragen,1 besteht die Gefahr, dass in den KI-Übersichten 

präsentierten Fehlinformationen ungeprüft akzeptiert und weiterverbreitet werden. Dies kann den Prozess 

der öffentlichen Meinungsbildung verzerren. So ist es vor dem Hintergrund des Nutzerschutzes essenziell, 

dass KI-generierte Inhalte jedenfalls als solche gekennzeichnet sind, um den Nutzer für die bei der KI-

Erstellung mögliche Fehleranfälligkeit zu sensibilisieren. Außerdem sollte auf die jeweils zugrunde 

liegende Quelle verwiesen werden, um die journalistische Arbeit angemessen anzuerkennen und dadurch 

dem Nutzer die Möglichkeit zu geben, die Quelle selbst auf Plausibilität zu prüfen. 

 
1 Nur 8% der Nutzenden überprüfen eine KI-Antwort, siehe https://futurism.com/artificial-intelligence/google-

ai-overviews-misinformation (zuletzt abgerufen am 16.04.2026). 
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2. Maßnahmen zum Schutz der Medienvielfalt und Meinungsbildung  

Um die Medienvielfalt zu schützen und das Vertrauen in den Qualitätsjournalismus zu stärken, sind 

Maßnahmen in den folgenden Bereichen sinnvoll: a) Kennzeichnungspflichten für KI-generierte Inhalte, b) 

Transparenzpflicht im Hinblick auf die Quellen, c) Vielfaltsgebot für KI-Dienste und d) Sichtbarkeit für 

besonders vertrauenswürdige und verlässliche Inhalte. 

a) Kennzeichnungspflichten für KI-generierte Inhalte  

Es existieren bereits gewisse Kennzeichnungspflichten für KI-Systeme – zum einen in Art. 18 Abs. 3 MStV 

(Kennzeichnungspflichten für Social Bots) und zum anderen in der KI-Verordnung (EU) 2024/1689 (KI-

VO), insbesondere in Art. 50 KI-VO und im Digital Services Act (DSA) für VLOPs/VLOSEs in Art. 35 Abs. 1 

lit. k. Diese beziehen sich aber vorrangig auf rein maschinenlesbare Kennzeichnungen sowie die 

Kennzeichnung von Deepfakes. Sie beinhalten keine generelle Kennzeichnungspflicht für sämtliche KI -

generierte Inhalte, insbesondere journalistisch-redaktionell gestaltete Inhalte. Eine solche Pflicht ließe 

sich lediglich abstrakt aus den allgemeinen journalistischen Grundsätzen ableiten (vgl. § 19 Abs. 1 MStV). 

Damit adressieren die nationalen Vorschriften und EU-Bestimmungen das Problem nur unzureichend. Da 

die KI-VO in Art. 50 Abs. 6 eine Öffnungsklausel vorsieht, wären weitere Transparenz- und 

Kennzeichnungspflichten für KI-Diensteanbieter im nationalen Recht durchaus möglich. 

Zunächst sollten sämtliche KI-generierte Inhalte für den Nutzer erkennbar als solche gekennzeichnet 

werden, um transparent zu machen, dass es sich bei den Inhalten nicht um eine Berichterstattung handelt, 

die auf einer von Menschen durchgeführten und sorgfältig geprüften Recherche beruht. Es sollte deutlich 

werden, dass dahinter ein auf Wahrscheinlichkeit beruhender zusammengestellter Text einer KI steht, bei 

der stets die Gefahr sog. Halluzinationen und damit die Möglichkeit von Falschbehauptungen besteht. Nur 

so kann der Nutzer den jeweiligen Text richtig einordnen.  

Umgekehrt könnte der Nutzer darauf vertrauen, dass es sich um journalistisch-redaktionell gestaltete, von 

Menschen geprüfte Inhalte handelt, wenn kein entsprechendes KI-Label vorläge. Dies würde den 

Qualitätsjournalismus stärken und zu dessen Glaubwürdigkeit beitragen. 

Insoweit ist es essenziell, die Tatsache der KI-Generierung offenzulegen, um die öffentliche 

Meinungsbildung zu schützen. 

b) Transparenzpflicht im Hinblick auf die Quellen 

Das Eckpunkte der Länder für den Digitale Medien-Staatsvertrag (Teil 2) zeigt, dass die Länder eine 

Schärfung der Transparenzvorschriften für KI-Anbieter fordern. Demnach müssen Anbieter detailliert 

offenlegen, welche Werke konkret für das Training genutzt wurden. Darüber hinaus ist eine klare 

Kennzeichnungspflicht für Crawler und Bots vorzusehen. Jeder Zugriff auf Datenbestände muss eindeutig 

angeben, aus welchem Unternehmen der Zugriff erfolgt und welchem Zweck er dient. Diese Maßnahmen 

würden zu mehr Rechtssicherheit beitragen, Kontrolle durch Rechteinhaber ermöglichen und Transparenz 

gegenüber betroffenen Plattformen und Nutzern schaffen. 

Insofern wäre es bei KI-generierten Inhalten besonders wichtig, den Nutzer in die Lage zu versetzen, die 

dahinterstehenden Quellen und die zugrunde liegenden Informationen zu überprüfen. Dann könnte der 

Nutzer die getätigte Aussage der KI auf ihren Wahrheitsgehalt überprüfen und richtig in den jeweiligen 

Kontext einordnen. Ohne eine solche Überprüfungsmöglichkeit besteht die Gefahr der Verbreitung von 
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Falsch- oder Desinformation, die den öffentlichen Meinungsbildungsprozess zu verzerren droht. Aus 

diesem Grund sollten die KI-Anbieter dazu verpflichtet werden, die hinter ihren Inhalten stehenden Quellen 

offenzulegen. Dadurch könnte der Nutzer überprüfen, ob die Ausgangsquelle tatsächlich den von der KI 

behaupteten Inhalt wiedergibt.  

Zudem gäbe eine rechtlich verpflichtende Quellenangabe dem Nutzer die Möglichkeit, die jeweilige Quelle 

allgemein auf ihre Seriosität hin zu überprüfen. Dies wäre insbesondere vor dem Hintergrund des sog. 

„LLM Groomings“ wichtig, wobei gezielt Medieninhalte erstellt werden, um KI-Modelle inhaltlich zu 

manipulieren, damit sie bestimmte Antworten geben.2 Das damit einhergehende Risiko der Verbreitung 

von Desinformation könnte eingedämmt werden, wenn die jeweilige Quelle stets angegeben werden muss. 

Hinzu kommt, dass die Angabe der Quelle und die dadurch ermöglichte Weiterleitung auf die ursprüngliche 

Quelle zu erhöhten Klickzahlen und damit zu einem Zuwachs an Reichweite für den Medienanbieter führen 

würden, was sich wiederum positiv auf die finanzielle Lage der Medienunternehmen auswirken könnte. 

Außerdem sollten auch die Medienunternehmen selbst darüber informiert werden, wenn und zu welchem 

Zweck ihre Inhalte für die KI-Erstellung genutzt werden. Nur so könnten sie ihre zivilrechtlichen Ansprüche 

effektiv durchsetzen. 

Schlussendlich zeigt dies, dass es Transparenzpflichten im Hinblick auf die zugrunde legenden Quellen 

bedarf, um die Verbreitung von Desinformation zu verhindern und dadurch den Prozess der öffentlichen 

Meinungsbildung zu schützen. 

c) Vielfaltsgebot für KI-Dienste 

Die Integration von generativer KI in Suchmaschinen hat weitreichende Folgen für die öffentliche 

Meinungsbildung. Da die KI-Antworten aufgrund ihrer Funktionsweise auch falsche oder erfundene 

Informationen enthalten können (Stichwort: Halluzinieren von KI), birgt die Verwendung von KI in 

Suchmaschinen das Risiko der Verbreitung von Fehl- und Desinformation. Viele Nutzende verwenden 

Suchmaschinen als primäre Informationsquelle und hinterfragen nur selten die schnelle, einfache und 

zumeist sehr plausible Darstellung in der KI-Antwort. Dadurch besteht die Gefahr, dass die über KI-

Antworten ausgespielten Fehlinformationen von den Nutzenden ungeprüft übernommen und 

weiterverbreitet werden. Dies kann den öffentlichen Meinungsbildungsprozess verfälschen. Darüber 

hinaus verschwimmen durch das Generieren von neuen Inhalten durch Suchmaschinen die Grenzen von 

Medienangeboten zunehmend und die Reichweite von Medien sinkt, da Nutzende die Quellen hinter den 

künstlich erzeugten Inhalten nicht mehr aufsuchen. Studien zeigen, dass Nutzerinnen und Nutzer 

Suchanfragen beenden, wenn sie einen durch KI zusammengefasstes Suchergebnis erhalten, was zu 

einem Traffic-Verlust bei Medienanbietern und Publishern führt.3 Refinanzierbarkeit und die davon 

abhängige Medienvielfalt können dadurch potenziell gefährdet sein. 

 
2 „LLM Grooming-Methode - Russland manipuliert offenbar westliche Chatbots für seine Propaganda“, 

14.03.2025, abrufbar unter https://www.tagesspiegel.de/internationales/llm-grooming-methode-russland-
manipuliert-offenbar-westliche-chatbots-fur-seine-propaganda-13370401.html  
3 Studie: Auswirkungen von AI Overviews auf SERPs und Traffic in Deutschland (zuletzt abgerufen am 
20.10.2025); Exklusivstudie: 17,8% weniger Klicks mit Googles neuer "KI Übersicht" für deutsche 
Seitenbetreiber - wordsmattr (zuletzt abgerufen am 20.10.2025); Google’s AI Overviews: 4 Key Performance 
Insights (zuletzt abgerufen am 20.10.2025); AI Overviews Reduce Clicks by 34.5% (zuletzt abgerufen am 
20.10.2025).  
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Um der Monopolisierung von Meinungsmacht entgegenzuwirken, sollten demnach auch KI-Anwendungen 

in Suchmaschinen strenger dem medienregulatorischen Vielfaltsregime unterstellt werden.  

d) Sichtbarkeit für besonders verlässliche und vertrauenswürdige Inhalte  

Neben der Kennzeichnung von KI-generierten Inhalten sowie der Offenlegung der zugrunde liegenden 

Quellen erscheint auch eine Positivregulierung im Sinne einer besonderen Sichtbarkeit für besonders 

verlässliche und vertrauenswürdige Inhalte sinnvoll.  

Angesichts der Fülle an Informationen und verfügbaren Inhalten im Digitalen ist Auffindbarkeit die neue 

Währung – denn ohne Auffindbarkeit auch keine Refinanzierbarkeit. So sollte der DSA nicht nur auf die 

negative Bekämpfung von illegalen Inhalten gerichtet sein, sondern umgekehrt besonders verlässliche 

und vertrauenswürdige Inhalte sichtbarer machen. Bisher erscheint das Konzept der „verlässlichen“ oder 

„vertrauenswürdigen“ Information nur in den Erwägungsgründen des DSA, nicht aber im verbindlichen 

Teil. Analog zum „trusted flagger“ (im Sinne von Art. 22 DSA) ließe sich an das Konzept eines „trusted 

content provider“ als besonders vertrauenswürdige Informationsquelle denken. Unter diesen Begriff 

könnten beispielsweise Behörden der EU und ihrer Mitgliedstaaten, der öffentlich-rechtliche Rundfunk, 

sonstige Formen des Qualitätsjournalismus und anerkannte Forschungseinrichtungen gefasst werden.  

Anders als der DSA sieht die AVMD-RL bereits Möglichkeiten für eine Positivregulierung im Sinne von 

Auffindbarkeitsregelungen vor. Für Benutzeroberflächen wie bspw. Smart TVs gilt bereits heute, dass sie 

die Auffindbarkeit von bestimmten, werthaltigen Angeboten verpflichtend sicherzustellen haben (sog. 

Public-Value-Angebote). Neben Anpassungsbedarfen an den bereits bestehenden Regelungen, erscheint, 

um den neuen Mediennutzungsgewohnheiten, aber auch den Ausspiellogiken von Plattformen Rechnung 

zu tragen, eine Weiterentwicklung der Auffindbarkeitsregulierung sinnvoll. So könnten Plattformen dazu 

verpflichtet werden, in ihrer Selektion und Präsentation von Inhalten – algorithmisch oder auch nicht – 

sicherzustellen, dass bestimmte Public-Value-Inhalte vorrangig angezeigt und ausgespielt werden. 

Anbieter von KI-Diensten könnten dazu verpflichtet werden, ihre KI-Modelle vorrangig mit Public-Value-

Quellen zu füttern und diese Quellen entsprechend in der KI-Antwort anzugeben (siehe dazu unter b)). 

Dies würde den Nutzern den Zugang zu Inhalten mit Relevanz für die Meinungsbildung erleichtern und es 

würde sich auch positiv auf die Refinanzierbarkeit von journalistischen Inhalten auswirken.  Zudem würde 

eine größere Sichtbarkeit von Qualitätsjournalismus das Vertrauen in die Medien allgemein stärken und 

insoweit auch den freien Meinungsbildungsprozess sichern. 

3. Fazit 

Die oben dargestellten Maßnahmen lassen sich nur im Zusammenspiel zwischen allen relevanten 

Akteuren sinnvoll und effektiv umsetzen. Insbesondere die Schließung regulatorischer Lücken sowie die 

Steigerung des Rechtsvollzuges verlangt eine koordinierte, gemeinsame Anstrengung aller beteiligten 

Institutionen der Länder, des Bundes und der EU. 


